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EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

DFJP Département fédéral de justice et police
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
ONU Organisation des Nations unies
OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe
OLP Organisation de libération de la Palestine
LRens Loi sur le renseignement
UE Union européenne
CP Code pénal suisse
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
OTAN L'Organisation du traité de l'Atlantique nord
CSCE Conférence sur la sécurité et la coopération en Europe
CE Communauté européenne
URSS Union des Républiques Socialistes Soviétiques
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Der Bundesrat hat im September das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung
des Terrorismus unterzeichnet. Dieses sieht vor, dass auch vorbereitende Handlungen,
wie das Anwerben und Ausbilden von Terroristen und die öffentliche Aufforderung zu
terroristischen Handlungen, bestraft werden. Dafür muss in der Schweiz allenfalls eine
Strafbestimmung eingeführt werden, die das Vorfeld einer geplanten terroristischen
Straftat abdeckt. Das EJPD wird eine Botschaft für die Umsetzung des Übereinkommens
ausarbeiten. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 28.06.2012
NADJA ACKERMANN

Im Oktober 2015 unterzeichnete der Bundesrat als Erweiterung zum Übereinkommen
des Europarats zur Verhütung des Terrorismus das dazugehörige Zusatzprotokoll, das
Reisen für terroristische Zwecke sowie entsprechende Finanzierungs- und
Unterstützungshandlungen unter Strafe stellt. Durch das Bundesgesetz über das Verbot
der Gruppierungen «Al-Qaïda» und «Islamischer Staat» sowie verwandter
Organisationen ist die Beteiligung an sowie die Unterstützung und Förderung von
terroristischen Organisationen in der Schweiz bereits strafbar. Darüber hinaus wolle
der Bundesrat in Umsetzung des Zusatzprotokolls nun auch die Anwerbung und
Ausbildung von Terroristen unter Strafe stellen sowie einen eigenen Straftatbestand für
terroristisch motiviertes Reisen und dessen Finanzierung prüfen, gab er per
Medienmitteilung bekannt. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.10.2015
KARIN FRICK

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat die Vorlage zur Verstärkung des strafrechtlichen
Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität in die
Vernehmlassung, die unter anderem das Übereinkommen und das Zusatzprotokoll des
Europarats zur Verhütung des Terrorismus im Schweizer Recht umsetzen wird.
Zusammen mit der Vorlage zu präventiven polizeilichen Massnahmen und dem
Nationalen Aktionsplan zur Verhinderung und Bekämpfung von Radikalisierung und
gewalttätigem Extremismus, der Präventionsmassnahmen in allen
Gesellschaftsbereichen beinhaltet, bildete die vorliegende Anpassung des Strafrechts
die Grundlage, damit Justiz und Polizei die Gefahr eines terroristischen Anschlags in
der Schweiz besser vermindern können.
Mit dem Entwurf wollte der Bundesrat erstens das Verbot, Terroristinnen und
Terroristen anzuwerben und auszubilden sowie Reisen mit dem Ziel einer
terroristischen Straftat – sogenannte Dschihadreisen – anzutreten, das bisher im
befristeten Bundesgesetz über das Verbot der Gruppierungen «Al-Qaïda» und
«Islamischer Staat» sowie verwandter Organisationen verankert war, in Form einer
neuen Strafbestimmung ins ständige Recht überführen. Zweitens sollte in Erfüllung der
Motion 15.3008 die Bestimmung gegen organisierte Kriminalität (Art. 260ter StGB), die
bisher vor allem gegen mafiöse Organisationen gerichtet war, auch auf terroristische
Organisationen zugeschnitten werden, indem die Kriterien für das Vorliegen einer
kriminellen bzw. terroristischen Organisation angepasst werden. Damit einhergehen
sollte auch eine Erhöhung des entsprechenden Strafmasses von aktuell fünf auf neu
maximal zwanzig Jahre Freiheitsstrafe. Drittens sollte das Organisationsverbot von Art.
74 NDG so angepasst werden, dass die Strafandrohung mit jener des befristeten
Bundesgesetzes über das Verbot von «Al-Qaïda» und dem «Islamischen Staat»
übereinstimmt und die Strafverfolgung in die Zuständigkeit des Bundes gelegt wird.
Viertes Ziel war die Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit in der
Rechtshilfe und bei der Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung. So wollte der
Bundesrat einerseits die internationale Rechtshilfe beschleunigen, indem unter
gewissen Voraussetzungen eine vorzeitige Übermittlung von Informationen und
Beweismitteln – d.h. ohne dass die betroffene Person informiert wird und damit
Beschwerde erheben könnte – ermöglicht werden sollte. Ausserdem sollte die
Einsetzung gemeinsamer Ermittlungsgruppen im Rechtshilfegesetz geregelt werden.
Andererseits wollte er die Kompetenzen der Meldestelle für Geldwäscherei
dahingehend erweitern, dass sie auch ausländische Informationen über kriminelle
Gelder verarbeiten darf, ohne dass eine Verdachtsmeldung von der betroffenen
Schweizer Bank vorliegen muss.

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.06.2017
KARIN FRICK
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Neu sollte bereits die Unterstützung einer kriminellen oder terroristischen
Organisation, und zwar ohne Zusammenhang zu einer innerhalb der Organisation
begangenen Straftat, unter Strafe gestellt werden. Die ideologische Unterstützung oder
die blosse Zugehörigkeit zu einer kriminellen oder terroristischen Organisation, wie von
den kantonalen Strafverfolgungsbehörden und der Bundesanwaltschaft gefordert,
wollte der Bundesrat dagegen nicht verbieten. Die Regierung lehne ein
Gesinnungsstrafrecht ab, wurde Justizministerin Simonetta Sommaruga in der Presse
zitiert. Dennoch sei die Botschaft klar, so Sommaruga weiter: «Die Schweiz ist kein
sicherer Hafen für Terroristen und ihre Unterstützer.» 3

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le rapport sur le programme de législature 1987–1991 place parmi ses sept grandes
options celle de «la Suisse dans le concert des nations». Elle s'articule tant autour des
grands défis mondiaux et européens qu'autour de la politique de sécurité. Dans ce
programme, le gouvernement préconise un renforcement de l'intégration de la Suisse
en Europe par une collaboration plus intense avec la Communauté européenne (ci-
après CE) et plus dynamique avec le Conseil de l'Europe. Cette attitude a pour
corollaire une augmentation progressive de l'aide au développement, une stimulation
de la politique humanitaire, une meilleure coordination entre coopération au
développement et politique d'asile et une participation accrue aux opérations pour le
maintien de la paix. 4

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.01.1988
BRIGITTE CARETTI

Début octobre, le chef du DDPS a prononcé à Vienne un discours d’ouverture lors de la
conférence, de l’Institut autrichien de politique internationale, consacrée à la
neutralité. Par ailleurs, Ueli Maurer a eu l'occasion de s'entretenir avec son homologue
autrichien, Gerald Klug, et avec Carmelo Abela, ministre responsable de la sécurité
nationale de Malte. 5

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 02.10.2015
CAROLINE HULLIGER

Ende Mai 2022 traf sich eine Delegation des Bundesrates zum bereits zweiten Mal nach
dem Treffen im März mit allen im Parlament vertretenen Parteien im Hotel Bellevue in
Bern zu einem Gespräch über den Krieg in der Ukraine und dessen Folgen für die
Schweiz. Der Bundesrat erläuterte den Parlamentarierinnen und Parlamentariern, dass
sich die Schweizer Antwort auf den russischen Angriffskrieg auf vier Pfeiler stütze,
namentlich Recht, Solidarität, Sicherheit und Gute Dienste. Diskutiert wurde nicht nur
die anstehende Ukraine Recovery Conference in Lugano, sondern auch die Schweizer
Auslegung der Neutralität und der Neutralitätsbericht, den der Bundesrat angekündigt
hatte. Die bundesrätliche Delegation legte die sicherheitspolitischen Folgen des Krieges
dar, wobei auch der Zusatzbericht des VBS zum Sicherheitspolitischen Bericht 2021
angesprochen wurde. Dieser befasse sich mit der Möglichkeit einer verstärkten
internationalen Kooperation in der Sicherheitspolitik, verriet der Bundesrat. Auch zur
Beschaffung der F-35A-Jets, zur Migrationspolitik angesichts der ukrainischen
Schutzsuchenden und der Energie- und Wirtschaftspolitik stand die Regierung den
Parteien Rede und Antwort.

Anfang Juni beurteilte der Bundesrat mehrere umstrittene Kriegsmaterial-Geschäfte.
Unter anderem lagen der Schweiz Anfragen von Deutschland (Munition und
Radschützenpanzer) und Dänemark (Radschützenpanzer) zur Weitergabe von
Kriegsmaterial an die Ukraine vor. Die Regierung lehnte beide Gesuche aufgrund der
geltenden Ausfuhrkriterien gemäss Kriegsmaterialgesetz und des
neutralitätsrechtlichen Gleichbehandlungsgebots ab. Der Bundesrat stellte jedoch klar,
dass Kriegsmaterial-Zulieferungen an europäische Rüstungsunternehmen weiterhin
möglich seien, auch wenn die Gefahr bestehe, dass einige der gelieferten Komponenten
in Kriegsmaterial verbaut in die Ukraine gelangen könnten. Das Kriegsmaterialgesetz
sehe vor, dass sich Schweizer Unternehmen an den internationalen
Wertschöpfungsketten beteiligen können, jedoch dürfe gemäss bundesrätlicher Praxis
der Anteil der Schweizer Einzelteile am Endprodukt eine gewisse Warenwertschwelle
nicht überschreiten. Da zwei weitere Gesuche aus Deutschland
(Panzerfaustkomponenten) und Italien (Flugabwehrkomponenten) diese Vorgaben
einhielten, wurden sie vom Bundesrat bewilligt. 

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.12.2022
AMANDO AMMANN
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Eine Woche später beschloss die Landesregierung die Übernahme eines weiteren EU-
Sanktionspakets gegen Russland (sechstes Sanktionspaket), das ein Embargo auf Rohöl
und gewisse Erdölerzeugnisse aus Russland umfasste. Nebst dem Kauf wurden auch die
Einfuhr, Durchfuhr und der Transport in und durch die Schweiz untersagt. Auch die
Erbringung entsprechender Dienstleistungen, darunter Versicherungs- und
Rückversicherungsdienstleistungen für den Erdöltransport, waren damit nicht mehr
erlaubt. Im Finanzbereich wurden diverse Dienstleistungen für die russische Regierung
oder für in Russland niedergelassene juristische Personen und Organisationen
verboten. Auch ein Werbeverbot, das Medien wie Russie Today oder Sputnik betraf, war
im Sanktionsbündel enthalten. Das WBF habe die notwendigen Massnahmen getroffen,
um die EU-Sanktionen in Schweizer Recht zu überführen, so die Regierung in ihrer
Medienmitteilung. Das WBF habe zudem weitere russische und belarussische Personen
und Organisationen auf die Sanktionsliste gesetzt und den Ausschluss von vier
russischen und belarussischen Banken aus dem Nachrichtensystem SWIFT bewilligt.
Auch die Liste der mit einem Ausfuhrverbot belegten Militär- und Technologiegüter
wurde ergänzt. 

Über einen Monat später, Anfang August, sah sich die Landesregierung angesichts der
«anhaltenden russischen Militäraggression» gezwungen, weitere EU-Sanktionen gegen
Russland («Paket zur Aufrechterhaltung und Anpassung») zu verabschieden, deren
Umsetzung sie zeitlich oder materiell für dringlich befunden hatte. Es handelte sich
hierbei primär um das Verbot, Gold und Golderzeugnisse aus Russland zu kaufen,
einzuführen oder zu transportieren, wobei auch Dienstleistungen im Kontext dieser
Güter verboten wurden. Um zur Bekämpfung der weltweiten Ernährungs- und
Energiekrisen beizutragen, führte der Bundesrat einige Ausnahmebestimmungen ein,
unter anderem richteten sich die Verbote nicht gegen Transaktionen im Zusammenhang
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen und der Lieferung von Öl in Drittländer. Ende
August übernahm die Schweiz dann auch die technischen Massnahmen des gleichen
Sanktionspakets, unter anderem das Verbot, Einlagen entgegenzunehmen, oder Verbote
im Zusammenhang mit Ratingdiensten. Auch die Vergabe von öffentlichen Aufträgen an
russische Staatsangehörige und in Russland niedergelassene Organisationen wurden
übernommen, nachdem der Bundesrat zuvor behördliche Abklärungen zu dieser Frage
in Auftrag gegeben hatte. 

Da die EU ihr Visumserleichterungsabkommen mit Russland Anfang September
vollständig suspendierte, tat ihr dies die Schweiz wenige Wochen später gleich. Damit
setzte sie das seit 2009 bestehende Abkommen vorübergehend ausser Kraft, russische
Staatsangehörige konnten jedoch weiterhin über das ordentliche Visaverfahren ein
Visum beantragen. Bereits im Frühling 2022 hatte die Schweiz Visaerleichterungen für
gewisse Personengruppen, unter anderem russische Diplomatinnen und Diplomaten,
aufgehoben. 

Ende September verkündete der russische Präsident Wladimir Putin die Annexion der
von Russland teilweise besetzten Gebiete der Ukraine. Der Bundesrat verurteilte
diesen Schritt als «schwerwiegende Verletzung des Völkerrechts» und anerkannte
diese Aneignung nicht. Er rief Russland dazu auf, das humanitäre Völkerrecht und die
Menschenrechte einzuhalten und einen raschen und ungehinderten Zugang für
humanitäre Hilfe auf dem gesamten ukrainischen und dem von Russland besetzten
Territorium zu gewährleisten, da der bevorstehende Winter humanitäre Hilfe für die
Bevölkerung notwendig mache. In Zusammenhang mit der russischen Annexion hiess
das WBF Mitte Oktober die Sanktionierung von 30 weiteren russischen Personen und
Organisationen gut. Betroffen waren vor allem Personen, die in die von Russland
organisierten Referenden in ukrainischen Regionen involviert waren. Damit stimmte die
Schweizer Sanktionsliste zu diesem Zeitpunkt mit derjenigen der EU überein. 

Obwohl die EU ihr achtes Sanktionspaket bereits Anfang Oktober 2022 verabschiedet
hatte, zog die Schweiz erst Ende November des gleichen Jahres vollständig nach. Mit
diesem Paket schuf die Schweiz eine Rechtsgrundlage für die Einführung von
Preisobergrenzen für russisches Rohöl und Erdölprodukte sowie für Einschränkungen
für weitere Eisen- und Stahlprodukte, Luft- und Raumfahrtgüter und weitere
wirtschaftlich bedeutende Güter. Zudem wurde die Erbringung von Dienstleistungen in
den Bereichen IT, Architektur, Rechtsberatung, Ingenieurwesen an die russische
Regierung oder an russische Unternehmen verboten. Nebst den Massnahmen des
achten Sanktionspakets erliess der Bundesrat ein Rüstungsgüterembargo gegen
Russland, welches aufgrund der Schweizer Neutralität in Teilen auch auf die Ukraine
anwendbar war. 
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Kurz vor Jahresende kündigte der Bundesrat Mitte Dezember erneut die Übernahme
eines Sanktionspakets der EU an, wobei dieses vor allem Anpassungen in Bezug auf die
Preisobergrenze für Rohöl und Erdölerzeugnisse mit sich brachte – die
entsprechenden Bestimmungen stimmten nun mit derjenigen der EU überein. Eine
Woche zuvor hatte das WBF bereits die rechtlichen Grundlagen für die Umsetzung ins
Schweizer Recht geschaffen und weitere Personen den Schweizer Finanzsanktionen
unterstellt. 6

Auch im Jahr 2023 führte der Bundesrat seine Sanktionspolitik gegen Russland
aufgrund des anhaltenden Aggressionskriegs gegen die Ukraine fort. Im Januar gab der
Bundesrat bekannt, neue Reisedokumente aus den von Russland besetzten Gebieten
der Ukraine und den abtrünnigen Regionen Georgiens fortan nicht mehr zur
Visumserteilung und zum Überschreiten der Schengen-Aussengrenzen zu akzeptieren.
Damit übernahm die Schweiz eine für sie verpflichtende Weiterentwicklung des
Schengen-Besitzstandes, da die EU die Einbürgerungspraxis Russlands in diesen
Regionen für völkerrechtswidrig hielt. 

Ende Januar folgte die Übernahme des neunten EU-Sanktionspakets, welches
verschiedene Dienstleistungsverbote gegenüber russischen Unternehmen und der
russischen Regierung sowie Kontrollen und Beschränkungen für die Ausfuhr einer Reihe
von Dual-Use-Gütern, die sowohl für zivile als auch für militärische Zwecke verwendet
werden können, beinhaltete. Gewisse bestehende Sanktionen wurden angepasst, unter
anderem schuf man beim Rüstungsembargo eine Ausnahmeklausel für den Export von
Minenräumungsgeräten an die Ukraine. 

Am 22. Februar, ein Jahr nach Ausbruch des Kriegs in der Ukraine, hielt der Bundesrat
sein bisheriges Engagement in einer Art Jahresrückblick fest. Nebst den umfangreichen
humanitären Hilfeleistungen fasste die Landesregierung auch den Stand der
übernommenen Sanktionspakete zusammen. Gemäss Medienmitteilung hatte die
Schweiz seit Kriegsbeginn gezielte Massnahmen gegen mehr als 1'300 Personen und 170
Einrichtungen ergriffen, darunter Sperrungen von Vermögenswerten, diverse
Finanzmassnahmen, Handelsverbote für bestimmte Güter, Einreiseverbote und das
Verbot, gewisse Dienstleistungen für die russische Regierung oder russische
Unternehmen zu erbringen. Der Bundesrat verwies auch auf die
Wiederaufbaubemühungen, an denen sich die Schweiz beispielsweise durch die
Ukraine Recovery Conference im Juli 2022 in Lugano beteiligte.

Anfang März teilte der Bundesrat mit, dass er weiterhin an seiner Position in Bezug auf
die Wiederausfuhr von Kriegsmaterial durch Drittstaaten festhalte. Somit beharrte er
weiterhin auf die Ablehnung derartiger Gesuche aus dem Ausland, wie zuletzt aus
Deutschland, Dänemark und Spanien. Er begründete seine Ablehnung nicht nur mit dem
Kriegsmaterialgesetz, sondern auch mit der Neutralität, der Tradition der humanitären
Hilfe, den Verpflichtungen gegenüber dem Völkerrecht sowie den Genfer Konventionen
und der Rolle der Schweiz als Friedensvermittlerin. Die Regierung ergänzte jedoch, dass
sie die Diskussionen im Parlament verfolgen werde und sich im Rahmen von
Stellungnahmen zu den hängigen parlamentarischen Initiativen erneut äussern werde. 

Wenige Wochen später folgte das zehnte EU-Sanktionspaket, das Ende März auch in
der Schweiz in Kraft trat. Auch in diesem Massnahmenpaket fanden sich
Dienstleistungsverbote, neue Meldepflichten im Finanzbereich und weitere
Verschärfungen im Güterbereich für Dual-Use-Produkte. Der Bundesrat beschloss aber
auch Ausnahmen im Zusammenhang mit der Erbringung von Dienstleistungen an
russische Organisationen im Rahmen der humanitären Hilfe. Zudem führte er die
Möglichkeit ein, sanktionierten natürlichen Personen, Unternehmen oder
Organisationen Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen bereitzustellen, wenn es die
Wahrung der schweizerischen Interessen erforderte. 

Zur Jahresmitte im Juni 2023 nahm die EU die Schweiz in die Liste der Partnerländer
im Zusammenhang mit den Sanktionen gegenüber Russland auf. Um als Partnerland zu
gelten, muss ein Staat eine Reihe von Ausfuhrkontrollmassnahmen anwenden, die
gleichwertig zu jenen der EU sind. Der Entscheid hatte keine juristische Wirkung, hob
jedoch die enge Zusammenarbeit mit der EU hervor. Konkrete Auswirkungen hatten
hingegen die gezielten Sanktionen des Bundesrats gegen Russland vom 28. Juni nach
mehrfachen «Destabilisierungsversuchen in Moldau», wie es der Bundesrat ausdrückte.
Die Schweiz schloss sich erst auf Bitten von Moldau den diesbezüglichen EU-
Massnahmen an, die unter anderem Finanzsanktionen und Reisebeschränkungen gegen

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.08.2023
AMANDO AMMANN
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fünf Personen beinhalteten. Damit solle auf die zunehmende Untergrabung der
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Stabilität und Sicherheit in Moldau reagiert und die
amtierende Regierung gestärkt werden, gab der Bundesrat bekannt. Gleichentags
weitete das WBF die Finanz- und Reisesanktionen der Schweiz auf weitere Personen
und Organisationen aus, die unter anderem die illegale Deportation von ukrainischen
Kindern nach Russland unterstützt hätten, aber auch auf russische Streitkräfte,
Medienvertretende und Mitglieder der Söldnergruppe «Wagner». Damit glich die
Schweiz ihre Sanktionsliste wieder an diejenige der EU an. Ebenfalls am 28. Juni lehnte
die Schweizer Regierung ein Gesuch der Ruag AG für den Handel mit 96 Leopard-
Kampfpanzern ab, die in der Ukraine zum Einsatz kommen sollten. Die Panzer, welche in
Italien gelagert wurden, sollten in Deutschland repariert und anschliessend in die
Ukraine exportiert werden. Der Bundesrat argumentierte, dass dies aufgrund der
geltenden Rechtslage nicht möglich sei, da dadurch nicht nur das Kriegsmaterialgesetz
verletzt würde, sondern auch die Neutralitätspolitik der Schweiz angepasst werden
müsste. 

Mitte August 2023 beschloss der Bundesrat zur Übernahme des elften EU-
Sanktionspakets weitere Sanktionsmassnahmen gegen Russland. Auch dieser Beschluss
betraf ein Exportverbot von Dual-Use-Gütern und Gütern zur militärischen und
technologischen Stärkung Russlands für 87 zusätzliche Unternehmen. Auch der Verkauf
von Rechten des geistigen Eigentums oder von Geschäftsgeheimnissen nach Russland
wurde verboten, um zu verhindern, dass Russland nicht-lieferbare Güter selbst
produzieren kann. Im Finanzbereich wurden bestehende Verbote erweitert, ausserdem
übernahm die Schweiz die von der EU geschaffenen Möglichkeiten, Ausnahmen im
humanitären Bereich und zum Zweck des Abzugs von schweizerischen Investitionen aus
Russland zu gewähren. Der Bundesrat kündigte zudem an, eine neue Rechtsgrundlage
für ein Instrument zur Verhinderung von Sanktionsumgehungen zu prüfen, welche die
EU bereits geschaffen habe. Damit könnten auch Exporte von Dual-Use-Gütern und
Gütern zur militärischen und technologischen Stärkung in Drittländer verboten werden.
Die im Januar 2023 eingeführten Einschränkungen für russische Reisedokumente
wurden zudem präzisiert. So definierte der Bundesrat verschiedene Ausstellungsdaten,
ab denen die Schweiz die Pässe, Aufenthaltsgenehmigungen, Rückkehrbescheinigungen
und Ausweise für Seeleute aus den unterschiedlichen besetzten ukrainischen Gebieten
nicht mehr akzeptierte.

Ende August richteten sich die von der EU übernommenen Sanktionen für einmal nicht
gegen Russland, sondern gegen Belarus. Nachdem bereits am 15. August mehr als 40
belarussische Personen und Organisationen auf die Sanktionsliste aufgenommen
worden waren, wurden am 30. August 38 weitere Personen und 3 Organisationen
ergänzt. Ausserdem führte das WBF ein Exportverbot für Güter und Technologien zur
Verwendung in der Luft- oder Raumfahrtindustrie ein. Die bereits existierenden
Ausfuhrverbote für Güter zur militärischen oder technologischen Stärkung sowie von
Dual-Use-Gütern wurden zudem erweitert. 7

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Notre pays aurait également pu jouer un rôle en vue dans le document final qui devait
corroborer la seconde phase des travaux de la CSCE, si la situation internationale ne
s'était pas constamment dégradée. Commencés en novembre 1980, les travaux qui
auraient dû se clore en mars 1981 ont continuellement été interrompus. La réactivation
de la politique américaine et surtout la crise polonaise ont complètement bouleversé le
calendrier initial. Et pourtant, les pays neutres et non alignés n'ont pas ménagé leurs
efforts pour sortir les discussions de l'impasse dans laquelle elles s'étaient enlisées
dans le courant de l'été. Un texte prévoyant un accord sur des mesures de confiance
militaire et de respect des droits de l'homme allait être déposé, lorsque survint le coup
d'Etat militaire de Varsovie. Dans un premier temps, les ministres des Affaires
étrangères ont refusé de se rendre à Madrid. Puis, une fois le débat sur la Pologne
instauré, il est vite apparu, à la délégation helvétique en particulier, qu'il était
politiquement, voire moralement impossible de signer un texte qui évoque les droits de
l'homme alors que ceux-ci venaient d'être piétinés. La Conférence de Madrid a donc
été à nouveau ajournée jusqu'en février 1982. Le document sur lequel les parties
s'étaient entendues prévoyait entre autres la création d'un groupe d'experts chargés
d'exercer durant une certainé période un contrôle sur le respect ou non des droits de
l'homme dans les Etats membres. Il englobait les propositions suisses en matière de
règlement pacifique des différends et de l'amélioration de l'information. Enfin, il posait
des jalons pour une future conférence sur le désarmement en élargissant les principes
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de l'Acte final d'Helsinki. 8

Anfang Oktober 2022 reiste Bundespräsident Cassis an das erste Treffen der
«Europäischen Politischen Gemeinschaft» in Prag. Diese neuartige Konferenz wurde
gemäss EDA dazu geschaffen, Verbindungen zwischen Staaten innerhalb und ausserhalb
Europas zu schaffen und den politischen Dialog sowie die Zusammenarbeit in Europa zu
fördern. Bundespräsident Cassis sah in diesem Format eine «willkommene Möglichkeit
für einen direkten und informellen Austausch mit anderen europäischen Ländern».
Initiiert wurde der Anlass bereits im Frühjahr 2022 vom französischen Präsidenten
Emmanuel Macron, in der Folge nahmen der Europäische Rat und die tschechische EU-
Ratspräsidentschaft die Idee auf und organisierten das Treffen in Prag. Hauptthemen
des informellen Austauschs waren die Sicherheit und Stabilität, Energie, Klima sowie die
wirtschaftliche Situation in Europa. Insgesamt nahmen 44 Staatsoberhäupter am
Treffen teil, nebst den EU-Mitgliedsländern waren 17 weitere Länder vertreten. Ausser
Russland und Belarus waren fast alle Länder eingeladen, die zum weit gefassten
europäischen Raum zählen, darunter auch Aserbaidschan und Armenien. Die Aargauer
Zeitung bezeichnete den Anlass daher etwas pauschal als «Anti-Putin-Gipfel», der
zeige, wie isoliert der russische Präsident in Europa sei. In Zukunft sollen laut EDA ein
bis zwei solcher Treffen pro Jahr stattfinden, alternierend in EU- und Nicht-EU-
Staaten. Ignazio Cassis nutzte die Gelegenheit, um sich am Rande der Veranstaltung
bilateral mit den Regierungschefs von Frankreich, Belgien, Spanien, Italien und Portugal
zu treffen. Gemeinsam mit dem griechischen Premierminister Kyriakos Mitsotakis
leitete Cassis zudem einen runden Tisch zum Thema «Energie, Klima und Wirtschaft». 
Im Vorfeld des Treffens hatten sich verschiedene Parlamentarierinnen und
Parlamentarier zur Schweizer Teilnahme geäussert. Damian Müller (fdp, LU) bezeichnete
das Treffen gegenüber Le Temps als Chance für die Schweiz, um sich mit europäischen
Partnern zu vernetzen und Verständnis für die Position der Schweiz im Hinblick auf die
anstehenden Verhandlungen mit der EU zu schaffen. Auch Mitte-Parteipräsident
Gerhard Pfister (mitte, ZG) begrüsste den Austausch zur Stärkung der
innereuropäischen Sicherheitskoordinierung. Carlo Sommaruga (sp, GE) warnte
hingegen davor, die europäische Zukunft der Schweiz in der politischen Gemeinschaft
zu sehen. Wichtig für die Schweiz sei eine starke Partnerschaft mit der EU selber, da
diese die Wirtschaft und Bevölkerung des Landes stark beeinflusse, mahnte der SP-
Ständerat. 
Wenige Tage nach dem Treffen besuchte Bundespräsident Cassis den Europarat in
Strassburg, wo er der parlamentarischen Versammlung des Europarates die Ziele und
Visionen der Schweiz für die Zukunft der Organisation vorstellte. Der Besuch von Cassis
war der erste eines Bundespräsidenten respektive einer Bundespräsidentin nach Flavio
Cotti 1991. Im Rahmen verschiedener bilateraler Treffen mit Vertreterinnen und
Vertretern des Europarats betonte der Bundespräsident die Bedeutung der Arbeit der
parlamentarischen Versammlung des Europarats. 9

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.10.2022
AMANDO AMMANN

Mitte Februar 2023 nahmen Bundesrat Ignazio Cassis und Bundesrätin Viola Amherd
an der Münchner Sicherheitskonferenz teil. Die Verteidigungsministerin traf sich mit
Amtskollegen verschiedener Länder, um die aktuelle Sicherheitslage zu diskutieren. Sie
nahm zudem an einer Paneldiskussion über die sicherheitspolitischen
Herausforderungen vor dem Hintergrund des russischen Angriffskriegs gegen die
Ukraine teil. Aussenminister Cassis nutzte seinen Besuch in München vor allem für
bilaterale Gespräche mit seinen Pendants aus Litauen und Norwegen. Auch bei diesen
Gesprächen standen die Sicherheitspolitik in Bezug auf den Krieg in der Ukraine und
dessen Auswirkungen im Zentrum. Darüber hinaus erläuterte Cassis seinen
Amtskolleginnen und -kollegen das Engagement der Schweiz für die Aufrechterhaltung
der regelbasierten internationalen Ordnung, unter anderem im Rahmen ihres Einsitzes
im UNO-Sicherheitsrat. Weitere Gespräche führte Bundesrat Cassis mit den
Aussenministern Brasiliens, Kuwaits und Jemens, sowie mit dem palästinensischen
Premierminister. 10
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In Chișinău (Republik Moldau) fand Anfang Juni 2023 das zweite Gipfeltreffen der
Europäischen Politischen Gemeinschaft (EPG) statt; die Schweiz wurde von
Bundespräsident Berset vertreten. An diesem Treffen, an dem insgesamt 47 Staaten
plus die Institutionen der EU teilnahmen, tauschten sich die Staats- und
Regierungschefinnen und -chefs zu verschiedenen Themen, wie etwa zu Sicherheit,
Energieversorgung, Mobilität und Infrastruktur aus. Der Bundesrat erklärte in seiner
Medienmitteilung, dass die Schweiz die EPG, welche vom Französischen
Staatspräsidenten Emmanuel Macron ins Leben gerufen worden war, als Forum für den
politischen Dialog auf europäischer Ebene sehr schätze. 11

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 29.05.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Das dritte Gipfeltreffen der Europäischen Politischen Gemeinschaft (EPG) fand Anfang
Oktober 2023 in Granada (Spanien) statt. Dabei nahmen wiederum 47 europäische
Staaten sowie die EU-Institutionen teil. Bei diesem Treffen wurden nebst Fragen zur
Sicherheitsarchitektur und zur Energieversorgung auch geopolitische Entwicklungen
debattiert. Das vierte Treffen der EPG wird voraussichtlich im Frühling 2024 im
Vereinigten Königreich stattfinden. 12

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 03.10.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le moins qu'on puisse dire, c'est qu'au chapitre des relations bilatérales, la Suisse
entretient un réseau de contacts aussi large que varié. Toute une panoplie de chefs
d'Etats, ministre des Affaires étrangères ou délégations gouvernementales, à titre
officiel ou privé, ont séjourné dans notre pays. En particulier s'étaient les visites des
premiers ministres péruvien et indien, du vice premier ministre égyptien, des chefs
d'Etats du Venezuela et du Ghana, des ministres des Affaires étrangères tunisien,
indonésien, belge , cypriote et portugais ainsi que les délégations gouvernementales du
Nicaragua  et de l'Iran.
Les visites officielles des présidents italien et autrichien ont été l'occasion de raffermir
quelque peu les liens privilégiés qui nous unissent à ces deux pays. On savait les
autorités italiennes particulièrement préoccupées par le sort de ses ressortissants
travaillant en Suisse. Or il semblerait qu'au terme du voyage de S. Pertini, ce
contentieux ait en grande partie été aplani. Deux conventions ont même été ou sont en
voie d'être ratifiées par le parlement. La première porte sur une rétrocession des
prestations de l'assurance-invalidité aux saisonniers (MCF 80.075) et, dans un tout
autre domaine, le seconde vise à une rectification de frontières (MCF 81.060). Le
voyage du chef d'Etat italien avait du reste été précédé de celui de son ministre des
Affaires étrangères.
Quant à la visite du chef d'Etat autrichien, elle avait avant tout pour but de discuter du
projet de ratification des accords consulaires (MCF 80.074) entre les deux pays,
concernant six Etats dans lesquels soit la Suisse, soit l'Autriche n'ont pas de missions
diplomatiques. Le parlement a en outre ratifié un traité avec ce pays portant sur la
réciprocité dans le domaine de la responsabilité de l'Etat. Désormais, les ressortissants
lésés d'un des pays seront traités de la même manière que leurs propres nationaux.

De son côté, le ministre du DFAE, P. Aubert, s'est rendu d'abord en France afin d'y
évoquer les conséquences pour le monde industriel et bancaire helvétique des
mesures françaises de nationalisation. Un certain nombre d'établissements français
nationalisés ont en effet des filiales suisses. Le dossier controversé de la fuite des
capitaux et de l'évasion fiscale qui, en 1980, avait provoqué un refroidissement dans
nos liens avec ce pays voisin n'a guère été abordé. Dans une réponse à une question
ordinaire du Conseil national A. Ogi (udc, BE) qui désirait savoir dans quelle mesure les
actionnaires suisses seraient indemnisés, le Conseil fédéral P. Aubert a précisé que son
homologue français avait donné toutes les garanties quant à une indemnisation
prompte.
Le chef de la diplomatie suisse s'est envolé par la suite pour le Canada afin de s'y
entretenir de l'importante question de l'embargo sur les livraisons d'uranium canadien
aux centrales nucléaires suisses. La Suisse demeure le seul pays contre lequel cette
mesure, décrétée en 1977, est toujours en vigueur. Notre pays refuse de signer un
accord additionnel par lequel il s'engagerait à mieux contrôler ses exportations de
matériel nucléaire. Au terme de ces pourparlers, aucune solution satisfaisante ne
semble avoir été trouvée. 

Malgré les récents événements qui ont quelque peu altéré nos relations avec certains
pays de l'Est, des contacts fructueux restent possibles. La visite de l'ambassadeur E.
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Brunner en URSS tendrait à le prouver. Cette consultation s'inscrivait certes dans le
contexte des travaux de la Conférence sur la sécurité et la coopération en Europe
(CSCE), mais elle marquait aussi la reprise du dialogue politique bilatéral. Depuis plus
de trois ans en effet, plus aucun haut fonctionnaire du DFAE ne s'était rendu à Moscou
et l'on se souvient que le voyage de P. Aubert, prévu en mars 1980, avait été annulé à la
suite de l'intervention soviétique en Afghanistan. 
Cette démarche n'a pas empêché notre exécutif d'intervenir publiquement en faveur
de la famille du Prix Nobel de la paix, A. Sakharov. Une pétition a même été remise à la
Mission de l'URSS auprès des organisations internationales à Genève par une délégation
comprenant entre autres les députés M. Bauer (pl, GE) et G. Duboule (prd, GE).  
Par ailleurs, la Suisse a conclu avec la Hongrie un accord fiscal (MCF 81.054), visant à
éviter que des sociétés dites mixtes, financées à la fois par l'industrie hongroise et par
des firmes suisses, soient imposées deux fois. Il s'agit de la première convention du
genre jamais signée par notre pays avec un Etat communiste. Plusieurs conventions de
ce type conclues avec la Nouvelle-Zélande (MCF 80.076), l'Irlande (MCF 81.028) et la
Grande-Bretagne (MCF 81.042) ont été modifiées.

Au lendemain du coup de force des militaires en Pologne, l'attention s'est
évidemment portée vers ce pays. Le Conseil fédéral a été l'un des premiers
gouvernements à condamner officiellement les mesures répressives ordonnées par
l'armée. Dans un communiqué publié en décembre, il a souhaité la levée de l'état
d'exception ainsi que le complet rétablissement des libertés fondamentales. D'aucuns
se sont demandés si cette prise de position n'était pas susceptible de créer un
précédent dangereux dans la mesure où il est extrêmement rare que nos autorités
s'immiscent dans les affaires intérieures d'un pays. Cela d'autant plus qu'elles avaient
réagi mollement lors du coup d'Etat militaire en Turquie ou de l'arrivée de la junte au
pouvoir au Salvador. 
Dans la plupart des grandes villes suisses, des manifestants se sont réunis à l'appel des
syndicats et des partis de gauche pour dénoncer l'état de siège en Pologne et pour
exprimer leur solidarité avec les syndicalistes polonais. Une manifestation nationale de
soutien a même été organisée à Berne, manifestation qui a rassemblé plus de 10'000
personnes. Varsovie a publiquement critiqué l'attitude du Conseil fédéral dans cette
affaire et condamné le fait que les autorités helvétiques aient toléré la réunion de
leaders de «Solidarnosc» dans divers villes. Ce durcissement d'attitude ne devrait pas
affecter notre aide alimentaire à ce pays. Le gouvernement fédéral a en effet accepté
sous forme de postulat une motion (Mo. 80.931) du conseil national Günter (adi, BE) le
chargeant de renforcer les mesures prises jusqu'à présent. 

A l'occasion de la rencontre à Berne entre P. Aubert et le responsable des Affaires
étrangères au sein de l'Organisation de libération de la Palestine (OLP), le chef du DFAE
s'est déclaré prêt à offrir ses bons offices pour un règlement équitable du conflit au
Proche-Orient. En outre, il a tenu à préciser à nouveau la position du Conseil fédéral.
Un tel règlement ne saurait être envisagé sans y associer toutes les parties concernées.
Il faudra donc d'une part reconnaître le droit d'Israël à l'existence et à la sécurité dans
des frontières internationalement reconnues et d'autre part prendre en considération
les aspirations légitimes du peuple palestinien à se déterminer sur son propre avenir.
L'OLP représente à cet égard incontestablement la principale organisation
palestinienne. Voir sur ce sujet la question ordinaire (Q 80.833) du Conseil national G.
Baechtold (ps, VD).
Cette entrevue a suscité un certain nombre de réactions. Le PRD et les milieux pro-
israéliens l'ont nettement désapprouvée. Ils ont estimé qu'en recevant un tel
représentant, le gouvernement ne faisait que cautionner une organisation terroriste et
remettait de surcroît en question la pratique qui consiste à ne reconnaître que des
Etats légalement créés. Pour sa part, l'ambassade d'Israël en Suisse a recouru à un
procédé guère en usage dans notre pays. Elle a distribué à la presse un dossier sur les
déclarations récentes de ce responsable politique et de membres de l'OLP. Il est
effectivement exceptionnel qu'une mission d'un pays étranger s'en prenne à la
politique des autorités helvétiques. Cette visite pourrait cependant avoir des
répercussions plus importantes qu'il n'y paraît. Elle montre en effet à la communauté
internationale que la Suisse, tout comme la plupart des Etats européens, admet que la
participation des Palestiniens à la recherche d'une solution au problème du Proche-
Orient est primordiale et qu'à ce titre, l'OLP a un rôle essentiel à jouer. 13
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Le ministre de la défense autrichien Werner Fasslabend a séjourné deux jours en
Suisse et s'est entretenu avec K. Villiger sur la politique de sécurité en Europe. 14

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.09.1991
ANDRÉ MACH

Le ministre français de la défense, Pierre Joxe, a rendu visite à son homologue
helvétique pour s'entretenir de la collaboration entre Etats en matière de politique de
sécurité. Il a notamment été question du rôle de la CSCE dans la prévention et le
règlement des conflits. 15

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 12.05.1992
ANDRÉ MACH

Le Conseil fédéral a approuvé la conclusion d’un accord de sécurité entre la Suisse et la
France. Cet accord permet l’échange d’informations classées entre les deux pays. 16

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 05.07.2006
ELIE BURGOS

La Suisse a signé un accord réglant l'échange de données ADN et dactyloscopiques,
ainsi que le mémorandum d'entente HSPD-6 concernant l'échange de données de
terroristes connus ou présumés. Ces accords permettent ainsi à la Suisse de rester
dans le programme d’exemption de visa (Visa Waiver Program, VWP). 17

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.12.2012
EMILIA PASQUIER

Début février, Didier Burkhalter a participé à la Conférence de Munich sur la sécurité.
Le ministre suisse des affaires étrangères a souligné l'importance d'un engagement
durable de tous les Etats afin de rétablir la sécurité et la confiance en Europe suite à la
crise en Ukraine. Il a également souligné que l'OSCE jouait un rôle central dans ce
processus. 18

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.02.2015
CAROLINE HULLIGER

Didier Burkhalter a participé, sur invitation du secrétaire d’Etat américain John Kerry à
la conférence sur la lutte contre l’extrémisme violent qui s'est tenu le 19 février à
Washington. Il a été question de trouver des mesures politiques afin d'éviter que des
jeunes tombent entre les mains de groupes terroristes. 19

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.02.2015
CAROLINE HULLIGER

Début avril, le chef du DDPS a reçu son homologue suédois à Berne pour une visite
officielle s'inscrivant dans le cadre de la coopération entre la Suède et a Suisse en
matière de sécurité, de défense et d’instruction militaire. Peter Hultqvist et Ueli Maurer
ont évoqué la situation de sécurité internationale, la réforme des armées suisse et
suédoise, ainsi que la coopération bilatérale en matière de formation militaire et
d'équipement entre les deux pays. 20

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 02.04.2015
CAROLINE HULLIGER

Gute Dienste

Début avril, à Lausanne, une entente a été conclue entre les E3/UE+3 et l’Iran sur le
programme nucléaire iranien. Le sigle E3/UE+3 désigne les trois pays les plus influents
de l'Union Européenne, c'est-à-dire l'Allemagne, la France et la Grand-Bretagne, ainsi
que la Chine, les Etats-Unis et la Russie. Didier Burkhalter a salué cette déclaration
commune et déclaré qu'elle constituait un pas important vers plus de sécurité dans le
monde. 21
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Landesverteidigung

Militäreinsätze

Le Conseiller fédéral Kaspar Villiger a invité ses homologues autrichiens, finlandais et
suédois pour réfléchir sur le rôle des pays neutres en Europe. Le problème était
notamment d'examiner leur relation avec la CE et l'OTAN, ainsi que de discuter de leur
participation à une «armée de paix» européenne. Les neutres sont ainsi unanimes pour
désirer s'engager plus avant dans ce sens. La problématique du rapprochement de la
Suisse avec les autres pays d'Europe, notamment par le biais de la CSCE, a par ailleurs
été défendue à de nombreuses reprises par le chef du DMF tout au long de l'année. Ce
dernier a ainsi souvent insisté sur la nécessité pour la Suisse de participer aux efforts
de sécurité en Europe. Il a cependant exclu toute idée d'alliance militaire, et a
réaffirmé qu'il n'existait pas aujourd'hui d'alternative à la neutralité armée, même si
celle-ci doit être redéfinie (Alors qu'en 1992, l'UEO (Union de l'Europe occidentale) a
mis en place un embryon de défense européenne, le chef de l'état-major général s'est
prononcé pour un rapprochement avec cette organisation). 22
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